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8 1 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Feststellung des Ausmaßes der veränder-
lichen Werte und einiger fester Beträge aus dem Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetz, dem Gewerblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz, dem
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, dem Bauern-Krankenversicherungsgesetz
und dem Gewerblichen Selbständigen-Krankenversicherungsgesetz für das
Kalenderjahr 1975

8 2 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 200 Bregenzerwald Straße im Bereich
der Gemeinden Egg und Andelsbuch

8 3 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Staatsbürgerschaft der ver-
heirateten Frau

8 4 . Kundmachung: Abänderung des Verzeichnisses des Staatsvertrages zwischen der öster-
reichisch-ungarischen Monarchie und der Schweiz über die Beglaubigung der
von den öffentlichen Behörden Österreichs oder der Schweiz ausgestellten oder
beglaubigten Urkunden

8 1 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 21. Jänner 1975, mit
der die Verordnung vom 6. November 1974,
BGBl. Nr. 650, über die Feststellung des Aus-
maßes der veränderlichen Werte und einiger
fester Beträge aus dem Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetz, dem Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetz, dem
Bauern-Pensionsversicherungsgesetz, dem
Bauern-Krankenversicherungsgesetz und dem
Gewerblichen Selbständigen-Krankenversiche-
rungsgesetz für das Kalenderjahr 1975 ge-

ändert wird

Auf Grund der §§ 108 d und 108 i des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 189/1955, der §§ 32 a, 32 d und 32 f des Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungsge-
setzes, BGBl. Nr. 292/1957, und der §§ 24 und 26
des Bauern-Pensionsversicherungsgesetzes, BGBl.
Nr. 28/1970, wird verordnet:

Die Verordnung vom 6. November 1974, BGBl.
Nr. 650, über die Feststellung des Ausmaßes der
veränderlichen Werte und einiger fester Beträge
aus dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz,
dem Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, dem Bauern-Pensionsversiche-
rungsgesetz, dem Bauern-Krankenversicherungs-
gesetz und dem Gewerblichen Selbständigen-
Krankenversicherungsgesetz für das Kalenderjahr
1975 wird unter Bedachtnahme auf Art. I Z. 16
lit. a, 17 und 49 der 31. Novelle zum ASVG,
BGBl. Nr. 775/1974, auf Art. I Z. 11 der 23. No-

velle zum GSPVG, BGBl. Nr. 776/1974, und auf
Art. I Z. 10 der 4. Novelle zum B-PVG, BGBl.
Nr. 777/1974, geändert wie folgt:

1. Im Art. II hat die Einleitung zu lauten:

„Die Beträge, die für das Kalenderjahr bzw.
Beitragsjahr 1975 an die Stelle im Allgemeinen
Sozialversicherungsgesetz genannter fester Beträge
treten, werden unter Zugrundelegung der in der
Verordnung vom 12. Jänner 1974, BGBl. Nr. 65,
bzw. im Art. I Z. 48 der 29. Novelle zum ASVG,
BGBl. Nr. 31/1973, im Art. II Abs. 7 der 30. No-
velle zum ASVG, BGBl. Nr. 23/1974, sowie im
Art. I Z. 16 lit. a der 31. Novelle zum ASVG,
BGBl. Nr. 775/1974, angeführten Beträge und
unter Bedachtnahme auf Art. I Z. 17 und 49 der
31. Novelle zum ASVG, BGBl. Nr. 775/1974,
wie folgt festgestellt:"

2. Im Art. II Z. 7 ist der Ausdruck

„in der Versicherungsklasse I statt 17 S mit 19 S"

durch den Ausdruck
„in der Versicherungsklasse I a statt 8 S mit 9 S

I b statt 17 S mit 19 S"
zu ersetzen.

3. Art. II Z. 10 hat zu entfallen.

4. Art. II Z. 23 bis 30 haben zu entfallen.
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5. Im Art. V hat die Einleitung zu lauten:

„Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1975
an die Stelle im Gewerblichen Selbständigen-Pen-
sionsversicherungsgesetz genannter fester Beträge
treten, werden unter Zugrundelegung der in der
Verordnung vom 12. Jänner 1974, BGBl. Nr. 65,
angeführten Beträge sowie unter Bedachtnahme
auf Art. I Z. 11 der 23. Novelle zum GSPVG,
BGBl. Nr. 776/1974, wie folgt festgestellt:"

6. Art. V Z. 9 bis 16 haben zu entfallen.

7. Im Art. VIII hat die Einleitung zu lauten:

„Die Beträge, die für das Kalenderjahr 1975 an
die Stelle im Bauern-Pensionsversicherungsgesetz
genannter fester Beträge treten, werden unter
Zugrundelegung der in der Verordnung vom
12. Jänner 1974, BGBl. Nr. 65, angeführten Be-
träge sowie unter Bedachtnahme auf Art. I Z. 10
der 4. Novelle zum B-PVG, BGBl. Nr. 777/1974,
wie folgt festgestellt:"

8. Art. VIII Z. 11 bis 18 haben zu entfallen.

Häuser

82. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 23. Jänner 1975 be-
treffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 200 Bregenzerwald Straße im Be-

reich der Gemeinden Egg und Andelsbuch

Auf Grund des § 4 Abs. 1 und 2 des Bundes-
straßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 200
Bregenzerwald Straße wird im Bereich der Ge-
meinden Egg und Andelsbuch wie folgt bestimmt:

Die B 200 Bregenzerwald Straße wird von
km 17,08 bis km 18,29 auf die neu hergestellte
und bereits verkehrsübergebene Straßentrasse
— Ortsdurchfahrt Egg — umgelegt, welche unter
teilweiser Benützung der alten Trasse in ge-
streckterer Linienführung verläuft.

Gleichzeitig werden die durch die Umlegung für
den Durchzugsverkehr entbehrlich gewordenen
Straßenteile als Bundesstraße aufgelassen.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu hergestell-
ten Straßentrasse (rot) sowie der als Bundesstraße
aufgelassenen Straßenteile (grün bzw. gelb) aus
den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Vorarlberger Landesregie-

rung sowie bei den Gemeinden Egg und
Andelsbuch aufliegenden Planunterlagen (Maß-
stab 1 :2880) zu ersehen.

Moser

83. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. Jänner 1975 betreffend den Geltungsbe-
reich des Übereinkommens vom 20. Feber
1957 über die Staatsbürgerschaft der verhei-

rateten Frau

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind nachstehende Staaten
dem Übereinkommen über die Staatsbürgerschaft
der verheirateten Frau (BGBl. Nr. 238/1968,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungsbe-
reich BGBl. Nr. 216/1970) beigetreten.

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Swasiland 18. September 1970

Mali 2. Feber 1973

Deutsche Demo-
kratische Republik 27. Dezember 1973

Bundesrepublik
Deutschland 7. Feber 1974

Anläßlich der Hinterlegung der Beitrittsur-
kunde hat die Deutsche Demokratische Republik
folgenden Vorbehalt erklärt:

Die Deutsche Demokratische Republik betrach-
tet sich nicht durch die Bestimmung des Ar-
tikels 10 gebunden, wonach ein Streitfall zwischen
den Vertragsstaaten über die Auslegung und An-
wendung der vorliegenden Konvention, der nicht
auf dem Verhandlungswege beigelegt wurde, auf
Ersuchen einer der am Streitfall beteiligten Par-
teien dem Internationalen Gerichtshof zur Ent-
scheidung zu unterbreiten ist, falls sich die Par-
teien nicht auf einen anderen Weg der Beilegung
geeinigt haben. Die Deutsche Demokratische Re-
publik erklärt, daß sie in bezug auf die Zustän-
digkeit des Internationalen Gerichtshofes hinsicht-
lich von Streitfällen über die Auslegung und An-
wendung der Konvention die Auffassung vertritt,
daß in jedem Einzelfall die Zustimmung aller am
Streitfall beteiligten Parteien erforderlich ist, um
einen bestimmten Streitfall dem Internationalen
Gerichtshof zur Entscheidung vorzulegen.

Ferner haben Zypern am 26. April 1971 und
Fidschi am 12. Juni 1972 erklärt, sich an das
Übereinkommen gebunden zu erachten, dessen
Anwendung bereits vor Erlangen der Unab-
hängigkeit auf das Gebiet dieser Staaten ausge-
dehnt worden war.

Kreisky
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8 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
23. Jänner 1975 betreffend den Staatsvertrag
vom 21. August 1916 zwischen der öster-
reichisch-ungarischen Monarchie und der
Schweiz über die Beglaubigung der von den
öffentlichen Behörden Österreichs oder der
Schweiz ausgestellten oder beglaubigten Ur-

kunden

Das im Art. 2 des Staatsvertrages vom
21. August 1916, RGBl. Nr. 340/1917, zwischen
der österreichisch-ungarischen Monarchie und der
Schweiz über die Beglaubigung der von den
öffentlichen Behörden Österreichs oder der
Schweiz ausgestellten oder beglaubigten Ur-
kunden genannte Verzeichnis in der Fassung der
Kundmachung BGBl. Nr. 96/1957 wurde im
Einvernehmen mit den zuständigen schweize-
rischen Behörden abgeändert und lautet nunmehr
wie folgt:

Verzeichnis der obersten und höheren Verwal-
tungsbehörden, deren Fertigung gemäß Artikel 2
des Beglaubigungsvertrages keiner weiteren Be-

glaubigung bedarf.

Kreisky
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